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zu entfalten. So verwirklicht er Freiheit und Würde seiner Persönlichkeit. Die Be­
ziehungen der Bürger werden durch gegenseitige Achtung und Hilfe, durch die Grund­
sätze sozialistischer Moral geprägt.

(4) Die Bedingungen für den Erwerb und den Verlust der Staatsbürgerschaft der 
Deutschen Demokratischen Republik werden durch Gesetz bestimmt.

Artikel 20
(1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat unabhängig von seiner 

Nationalität, seiner Rasse, seinem weltanschaulichen oder religiösen Bekenntnis, seiner 
sozialen Herkunft und Stellung die gleichen Rechte und Pflichten. Gewissens- und 
Glaubensfreiheit sind gewährleistet. Alle Bürger sind vor dem Gesetz gleich.

(2) Mann und Frau sind gleichberechtigt und haben die gleiche Rechtsstellung in allen 
Bereichen des gesellschaftlichen, staatlichen und persönlichen Lebens. Die Förderung 
der Frau, besonders in der beruflichen Qualifizierung, ist eine gesellschaftliche und 
staatliche Aufgabe,

(3) Die Jugend wird in ihrer gesellschaftlichen und beruflichen Entwicklung beson­
ders gefördert. Sie hat alle Möglichkeiten, an der Entwicklung der sozialistischen Ge­
sellschaftsordnung verantwortungsbewußt teilzunehmen.

Artikel 21
(1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht, das poli­

tische, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Leben der sozialistischen Gemeinschaft 
und des sozialistischen Staates umfassend mitzugestalten. Es gilt der Grundsatz 
„Arbeite mit, plane mit, regiere mit!“

(2) Das Recht auf Mitbestimmung und Mitgestaltung ist dadurch gewährleistet, daß 
die Bürger

alle Machtorgane demokratisch wählen, an ihrer Tätigkeit und an der Planung, 
Leitung und Gestaltung des gesellschaftlichen Lebens mitwirken;
Rechenschaft von den Volksvertretungen, ihren Abgeordneten, den Leitern staat­
licher und wirtschaftlicher Organe über ihre Tätigkeit fordern können;
mit der Autorität ihrer gesellschaftlichen Organisationen ihrem Wollen und ihren 
Forderungen Ausdruck geben;

sich mit ihren Anliegen und Vorschlägen an die gesellschaftlichen, staatlichen und 
wirtschaftlichen Organe und Einrichtungen wenden können;
in Volksabstimmungen ihren Willen bekunden.

(3) Die Verwirklichung dieses Rechts der Mitbestimmung und Mitgestaltung ist 
zugleich eine hohe moralische Verpflichtung für jeden Bürger.

Die Ausübung gesellschaftlicher oder staatlicher Funktionen findet die Anerkennung 
und Unterstützung der Gesellschaft und des Staates.

Artikel 22
(1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik, der am Wahltage das 

18. Lebensjahr vollendet hat, ist wahlberechtigt.
(2) Jeder Bürger kann in die örtlichen Volksvertretungen gewählt werden, wenn er 

am Wahltage das 18. Lebensjahr vollendet hat. Er kann in die Volkskammer gewählt 
werden, wenn er am Wahltage das 21. Lebensjahr vollendet hat.

(3) Die Leitung der Wahlen durch demokratisch gebildete Wahlkommissionen, die 
Volksaussprache über die Grundfragen der Politik und die Aufstellung und Prüfung 
der Kandidaten durch die Wähler sind unverzichtbare sozialistische Wahlprinzipien.

Artikel 23
(1) Der Schutz des Friedens und des sozialistischen Vaterlandes und seiner Errungen­

schaften ist Recht und Ehrenpflicht der Bürger der Deutschen Demokratischen Repu­
blik. Jeder Bürger ist zum Dienst und zu Leistungen für die Verteidigung der Deut­
schen Demokratischen Republik entsprechend den Gesetzen verpflichtet.

(2) Kein Bürger darf an kriegerischen Handlungen und ihrer Vorbereitung teilneh­
men, die der Unterdrückung eines Volkes dienen.

(3) Die Deutsche Demokratische Republik kann Bürgern anderer Staaten oder Staa­
tenlosen Asyl gewähren, wenn sie wegen politischer, wissenschaftlicher oder kultu­
reller Tätigkeit zur Verteidigung des Friedens, der Demokratie, der Interessen des 
werktätigen Volkes oder wegen ihrer Teilnahme am sozialen und nationalen Befrei­
ungskampf verfolgt werden.


